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Dritte Ordnung zur Änderung der Studien- und Prüfungsordnung 
für den Studiengang Rechtswissenschaft  

mit Abschluss erste Prüfung der  
Rechtswissenschaftlichen Fakultät  

der Universität zu Köln  
vom 12.03.2018  

Aufgrund der §§ 2 Absatz 4 und 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) in der Fassung des Artikels 1 des 
Hochschulzukunftsgesetzes (HZG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 17. Oktober 2017 (GV. NRW. S. 806), sowie des § 28 Absatz 4 
des Gesetzes über die juristischen Prüfungen und den juristischen Vorbereitungsdienst 
(Juristenausbildungsgesetz Nordrhein-Westfalen – JAG NRW) vom 11. März 2003 (GV. NRW. 
S. 135; berichtigt S. 431), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310), hat die Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität zu Köln die 
folgende Ordnung erlassen:  

Artikel I  

Die Studien- und Prüfungsordnung für den Studiengang Rechtswissenschaft mit 
Abschluss erste Prüfung der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln vom 
24. Juli 2014 (Amtliche Mitteilungen 29/2014), zuletzt geändert durch Ordnung vom 
21. Juli 2015 (Amtliche Mitteilungen 88/2015), wird wie folgt geändert:  

1. § 12 Absatz 7 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: „1Haus- und Seminararbeiten müssen in 
schriftlicher Form vorgelegt werden; die Prüferin oder der Prüfer kann festlegen, 
dass sie zugleich in elektronischer Form, auch auf einem physischen 
Datenträger, vorgelegt werden.“  

b) In Satz 2 werden hinter dem Wort „Datenträgers“ die Wörter „oder -transfers“ 
eingefügt.  

c) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt: „4Die Prüferin oder der Prüfer 
oder der Prüfungsausschuss kann von einzelnen Bearbeiterinnen oder 
Bearbeitern zur stichprobenartigen Überprüfung oder zur Überprüfung der 
Bearbeitung aufgrund Plagiatsverdachts auch dann eine elektronische 
Fassung, auch auf einem physischen Datenträger, verlangen, wenn dies nicht 
für den gesamten Termin bestimmt worden ist.“  

2. § 44 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

Die Wörter „Studierende des dritten Fachsemesters erhalten frühestens in der 
vorlesungsfreien Zeit nach dem Ende der Vorlesungen ein Thema zur 
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Bearbeitung“ werden gestrichen und das Semikolon wird durch einen Punkt 
ersetzt.  

3. In § 48 Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „nicht mehr erreicht werden 
kann“ die Wörter „oder bereits das Schwerpunktbereichsseminar nach § 46 Absatz 1 
Satz 2 Buchstabe b bestanden wurde“ angefügt.  

4. § 49 Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

a) in Nummer 1 Spiegelstrich 2 werden die Wörter „Streitschlichtung und 
Mediation“ angefügt;  

b) in Nummer 2 Spiegelstrich 2 werden die Wörter „notarielles Berufsrecht“ 
durch die Wörter „Notarielle Praxis und Vertragsgestaltung im Zivilrecht“ ersetzt 
und die Wörter „Streitschlichtung und Mediation“ angefügt;  

c) in Nummer 3 Spiegelstrich 2 wird das Wort „Vergaberecht“ durch die Wörter 
„Beihilfen- und Vergaberecht“ ersetzt und werden die Wörter „Europäisches 
Gesellschafts- und Insolvenzrecht, Patentrecht“ angefügt; 

d) in Nummer 4 Spiegelstrich 2 werden die Wörter „Streitschlichtung und 
Mediation“ angefügt und wird das Wort „Versicherungsaufsichtsrecht“ 
gestrichen;  

e) in Nummer 5 Spiegelstrich 2 wird das Wort „Versicherungsaufsichtsrecht“ 
gestrichen;  

f) in Nummer 6 Spiegelstrich 2 werden die Wörter „Streitschlichtung und 
Mediation“ angefügt und wird das Wort „Versicherungsaufsichtsrecht“ 
gestrichen;  

g) in Nummer 9 Spiegelstrich 2 wird die Angabe „Ostrecht I (Rechtsentwicklung 
in Mittel- und Osteuropa), Ostrecht II (Die Staaten Mittel- und Osteuropas und 
die Europäische Union)“ durch die Angabe „Rechtsentwicklung in Mittel- und 
Osteuropa, Die Staaten Mittel- und Osteuropas und die Europäische Union“ 
ersetzt;  

h) in Nummer 12 Spiegelstrich 2 wird das Wort „Patentrecht“ angefügt;  

i) in Nummer 13 Spiegelstrich 2 wird das Wort „Europastrafrecht“ durch die 
Wörter „Europäisches Strafrecht“ ersetzt und werden die Wörter 
„Ausländerstrafrecht, Vertiefung Strafverfahrensrecht“ angefügt;  

j) in Nummer 14 Spiegelstrich 1 wird das Wort „Europastrafrecht“ durch die 
Wörter „Europäisches Strafrecht“ ersetzt und in Spiegelstrich 2 werden nach 
den Wörtern „Internationales Strafrecht und Strafverfahrensrecht“ die Wörter 
„unter Einschluss der Strafrechtsvergleichung, Ausländerstrafrecht“ eingefügt.  

5. § 51 Absatz 1 erhält folgende Fassung:  

„(1) Die Schwerpunktbereichsprüfung ist bestanden, wenn:  

a) ein Schwerpunktbereichsseminar samt Vortrag und Diskussion an der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln bestanden ist,  

b) drei Leistungen in Aufsichtsarbeiten zu verschiedenen Fächern des 
gewählten Schwerpunktbereichs, davon wenigstens zwei aus dem 
Kernbereich, eine dritte aus dem Kern- oder dem Wahlbereich, erbracht wurden 
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und davon wenigstens zwei bestanden sind, von denen mindestens eine aus 
dem Kernbereich stammen muss und  

c) die nach Absatz 3 zu bildende Gesamtnote wenigstens ausreichend (4,00 
Punkte) ist.“  

6. § 56 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 2 Satz 7 werden die Wörter „Dekanin oder des Dekans“ ersetzt 
durch die Wörter „Studiendekanin oder des Studiendekans“;  

b) in Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen.  

7. § 3 des Studienplans wird wie folgt gefasst: 

„(1) 1Es wird folgender Studienaufbau im Hauptstudium vorgeschlagen:  

5. Semester Umfang der 
Lehrveranstaltungen in 
Semesterwochenstunden 

Grundlagenveranstaltung II 2 
Ggf. Übungen zur Ergänzung und Vertiefung des Stoffes im 
Bereich der Pflichtfächer**: 
Zivilrecht  
Strafrecht  
Öffentliches Recht  

 
 
2-4 
2-4 
2-4 

Ggf. Lehrveranstaltungen im gewählten 
Schwerpunktbereich**  

2-14 

ggf. Vorbereitungsseminar 2 
Summe 12-30 
6. Semester Umfang der 

Lehrveranstaltungen in 
Semesterwochenstunden 

Ggf. Übungen zur Ergänzung und Vertiefung des Stoffes im 
Bereich der Pflichtfächer**: 
Zivilrecht  
Strafrecht  
Öffentliches Recht  

 
 
2-4 
2-4 
2-4 

Ggf. Lehrveranstaltungen im gewählten 
Schwerpunktbereich**  

2-14 

Schwerpunktbereichsseminar 2 
Lehrveranstaltung zum Erwerb von Sprachkompetenzen* 2 
Lehrveranstaltung zum Erwerb von 
Schlüsselqualifikationen* 

2 

Summe 14-32 
7. Semester Umfang der 

Lehrveranstaltungen in 
Semesterwochenstunden 

Großer Examens- und Klausurenkurs zur Ergänzung und 
Vertiefung des Stoffes im Bereich der Pflichtfächer 

20-24 

8. Semester Umfang der 
Lehrveranstaltungen in 
Semesterwochenstunden 

Großer Examens- und Klausurenkurs zur Ergänzung und 
Vertiefung des Stoffes im Bereich der Pflichtfächer 

20-24 

 



 4 

2Die mit * gekennzeichneten Lehrveranstaltungen können bereits im 
Grundstudium besucht werden. 3Die mit ** gekennzeichneten 
Lehrveranstaltungen sollen über wenigstens zwei Semester verteilt absolviert 
werden.  

(2) 1Die zeitliche Reihenfolge des Besuchs der Lehrveranstaltungen im 
Hauptstudium ist weitgehend frei. 2Insbesondere können alle 
Lehrveranstaltungen zur Ergänzung und Vertiefung des Stoffes im Bereich der 
Pflichtfächer vor Abschluss des Schwerpunktbereichs besucht werden.  

(3) 1Das Vorbereitungsseminar kann ab dem dritten Semester absolviert 
werden. 2Es soll spätestens zu Beginn des Hauptstudiums absolviert werden.“ 

Artikel II  

Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 01.10. 2017 in Kraft und wird in den Amtlichen 
Mitteilungen der Universität zu Köln veröffentlicht.  

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse der Engeren Fakultät der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät vom 19.10.2017 und vom 23.11.2017 und des 
Beschlusses des Rektorats vom 12.12.2017 sowie der Zustimmung des Ministeriums der 
Justiz im Einvernehmen mit dem Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 02.03.2017.  

Köln, 12.03.2018 

Der Dekan  
der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
der Universität zu Köln  
 
 
 
gez.  
Universitätsprofessor Dr. Dr. h. c. Ulrich Preis  
 




